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48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 1
20. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 06./07. September 2007 in Peißen, Landkreis Saalekreis

Beratungsgrundlage:

-
Bisherige Beratung:

	Präsidium 
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 11

	Präsidium 
	136. Sitzung 
	03.07.2007
	TOP   8


Weitere Beratung:
	-
	
	
	


Sachverhalt:
Die diesjährige Landkreisversammlung beginnt mit dem nichtöffentlichen Teil am  06. September 2007 um 15.00 Uhr. Nach den verbandsinternen Regularien, in deren Mittelpunkt die Wahlen zu den Gremien des Landkreistages Sachsen-Anhalt stehen, schließt sich ab 16.30 Uhr eine Gesprächsrunde mit den Vorsitzenden der Fraktionen im Landtag von Sachsen-Anhalt und Herrn Innenminister Hövelmann zu den Sorgen, Nöten und Erwartungen der neuen Landkreise im Zusammenhang mit der Kreisgebietsreform an. Themenschwerpunkte dürften sein: 
· Kosten der Kreisgebietsreform

· Fortsetzung der Funktionalreform 

· Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes 

Ab 19.30 Uhr ist im Tagungshotel das schon traditionelle Abendessen aller Teilnehmer vorgesehen. Hierzu sollen auch die im Zuge der Kreisgebietsreform zum 30. Juni 2007 ausgeschiedenen Landräte eingeladen werden. 

Die öffentliche Veranstaltung am Morgen des 07. September 2007 steht unter dem Thema: 

  „11 Landkreise für Sachsen-Anhalt: zukunftsfähig, bürgernah und kompetent“
Hierzu wird Herr Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer das Hauptreferat halten. 

Einen Abdruck des Programmablaufs fügen wir als Anlage bei. 
48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 2
Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit der Landkreise;


Herausgabe eines Jahreskalenders 2008 
Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 012/2007 vom 23. März 2007 

Landräte-Schreiben Nr. 030/2007 vom 11. Juli 2007 

Bisherige Beratung:

	Präsidium
	135. Sitzung 
	31.05.2007
	TOP 8 

	Präsidium
	136. Sitzung
	03.07.2007
	TOP 3


Weitere Beratung:
	-
	
	
	


Sachverhalt:
Nachdem alle Landkreise Gelegenheit hatten, zu dem geplanten Jahreskalender 2008 Bilder für die jeweilige „Landkreis-Seite“ einzureichen, hat das Präsidium in seiner letzten Sitzung dem von der Werbefirma vorgestellten Gestaltungsentwurf  zugestimmt.  

Vor Erteilung des Druckauftrages sollte den Landkreisen jedoch Gelegenheit gegeben werden, den Entwurf des Kalenderblattes zu prüfen. Dieses Abstimmungsverfahren haben wir mit unserem Landräte-Schreiben Nr. 030/2007 eingeleitet.

Obwohl die Bildauswahl auf der Grundlage der von den (alten) Landkreisen zur Verfügung gestellten Bilder erfolgte, sollten die Landkreise die Aussagefähigkeit der vorgeschlagenen Kalenderblätter prüfen und die Möglichkeit nutzen, ggf. vereinzelt andere Bilder zur Gestaltung und Drucklegung vorzuschlagen.

Der Jahreskalender soll auf der diesjährigen Landkreisversammlung präsentiert werden.

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 3
Vertreter des Landkreistages Sachsen-Anhalt in anderen Einrichtungen und Verbänden
Beratungsgrundlage:

Übersicht über die Vertreter des Landkreistages nach Gremien gegliedert

Bisherige Beratung:

	Präsidium  
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 6

	Landräte-Seminar
	47. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 4

	Präsidium 
	136. Sitzung 
	03.07.2007
	TOP 4


Weitere Beratung:
	Landkreisversammlung
	20. Sitzung
	06./07.09.2007
	


Sachverhalt:
Im Zuge der Kreistags- und Landratswahlen am 22. April/06. Mai 2007 sind im Rahmen der anstehenden Landkreisversammlung das Präsidium und die Ausschussvorsitze im Landkreistag neu zu wählen. 

Daneben haben die zum 30. Juni 2007 ausgeschiedenen Landräte eine Fülle von Funktionen in anderen Verbänden und Gremien für alle Landkreise in Sachsen-Anhalt wahrgenommen, die ebenfalls  neu zu besetzen sind. 

Nach Vorabstimmung mit allen Landräten ist die beiliegende Übersicht erstellt worden, die dem Grunde nach vom Präsidium in seiner Sitzung am 03. Juli 2007 beschlossen worden ist. 

Veränderungsmöglichkeiten bestehen noch beim Hauptausschuss des KAV und den Vertreterversammlungen der Unfallkasse und der Feuerwehrunfallkasse, weil hier auch die allgemeinen Vertreter der Herren Landräte wählbar sind. In diesem Zusammenhang ist auch noch abschließend zu klären, ob die weiterbeschäftigten Landräte a. D. (Herr Dammer, Her Hunker) eine arbeitgeberähnliche Funktion ausüben, so dass ihre Wählbarkeitsvoraussetzungen in der Unfallkasse und Feuerwehrunfallkasse noch erfüllt sind.

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 4
Leitbild der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt mit „Stärkung“ der Mittelzentren und Regelung der Stadt-Umland Verhältnisse 
Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 028/2007 vom 10. Juli 2007 

Leitbild der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt

Bisherige Beratung:

	Landräte-Seminar
	47. Sitzung 
	31.05.2007
	TOP 3


Weitere Beratung:
	-
	
	
	


Sachverhalt:
Das Innenministerium hat den Entwurf des Leitbilds der Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt vorgelegt. Dieses sieht als Grundmodell für die hauptamtliche Verwaltung der Gemeinden zukünftig die Einheitsgemeinde mit einer Mindesteinwohnerzahl von 10.000 vor. Die Bildung von Verbandsgemeinden soll nur im Ausnahmefall zulässig sein. 
Für die Landkreise ist insbesondere von Bedeutung, dass sich im Leitbild nicht mehr die konkrete Aussage findet, die Einführung der Einheitsgemeinden solle nur in den zum 01. Juli 2007 bestehenden Landkreisgrenzen möglich sein. Nach dem Eckpunktepapier war eine kreisübergreifende Gebietsänderung aus Gründen des Bestandsschutzes der neuen Landkreise noch grundsätzlich ausgeschlossen. 

Zur Lösung der Stadt-Umland-Problematik finden sich im Leitbild nunmehr umfassende Ausführungen zur Regelung der Stadt-Umland-Verhältnisse im Bereich der Mittelzentren. Um diese zu stärken, soll der bereits im Jahr 2001 eingeschlagene Weg fortgesetzt werden, diejenigen Umlandgemeinden in die Mittelzentren einzugemeinden, die mit diesen in erheblichem Umfang verflochten sind. 

Mit Blick auf die Umsetzung der Gemeindegebietsreform enthält das Leitbild Aussagen zu den finanziellen Anreizen im Rahmen der freiwilligen Phase. Die Landesregierung unterstützt den freiwilligen Zusammenschluss von Gemeinden zu leitbildgerechten Einheitsgemeinden oder Verbandsgemeinden mit ca. 45 Mio. Euro. 

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 5
Planungsrechtliche Gesetzgebungsverfahren 
Beratungsgrundlage:

Stellungnahme der Geschäftsstelle vom 28. Juni 2007

Bisherige Beratung:

	Landräte-Seminar
	45. Sitzung
	30.11./01.12.2006
	TOP 6

	Fachausschuss „Umwelt“
	23. Sitzung
	13.02.2007
	TOP 8

	Präsidium
	134. Sitzung
	06.03.2007
	TOP 3

	Fachausschuss „Umwelt“
	24. Sitzung
	05.06.2007
	TOP 5      


Weitere Beratung:
	-
	
	
	


Sachverhalt:
Im 45. Landräte-Seminar hat die Geschäftsstelle über die seinerzeit aktuellen Änderungsabsichten des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr zum Landesplanungsgesetz informiert. Anschließend bestand Gelegenheit, mit Herrn Minister Dr. Daehre die umfassende Novelle des Landesplanungsgesetzes zu erörtern. 

Der damalige Gesetzentwurf ist seitens der Landesregierung aufgegeben worden. Die beabsichtigten Regelungen werden bzw. wurden mit verschiedenen gesetzlichen Maßnahmen umgesetzt:

1. Vorschaltgesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes 

Mit dem Vorschaltgesetz vom 20. Juni 2007 (GVBl. S. 182) bleiben die Regionalen Planungsgemeinschaften zunächst für das Gebiet ihrer Planungsregion gemäß § 17 Abs. 2 Nrn. 2 - 5 des Landesplanungsgesetzes zuständig. 

Die Landräte sind Mitglied der Regionalversammlung derjenigen Regionalen Planungsgemeinschaften, zu deren jeweiliger Planungsregion das Gebiet des Landkreises gehört. Die Wahlperiode der weiteren Vertreter und Vertreterinnen in der Regionalversammlung endet mit dem Außerkrafttreten des Vorschaltgesetzes zum 31. Dezember 2007.

Mit diesen Regelungen sind Übergangsschwierigkeiten im Zusammenhang mit der Kreisneugliederung und der Wahl weiterer Vertreter rechtlich gelöst. 

2. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Landesplanungsgesetzes

Mit dem unter Ziffer 1 genannten Vorschaltgesetz hat der Landtag die Voraussetzungen geschaffen, dass die neu gewählten Kreistage die Zuordnung zu den 5 Planungsgemeinschaften beraten und votieren können.

Der zwischenzeitlich vorliegende Entwurf zur Änderung des Landesplanungsgesetzes hält an den 5 Planungsregionen fest; es soll lediglich eine Anpassung an den Neuzuschnitt der Landkreise erfolgen. 

Minister Dr. Daehre hat die Landräte persönlich angeschrieben und darum gebeten, dem neu gewählten Kreistag diesen Gesetzentwurf so zeitnah zuzuleiten, dass dieser sich unmittelbar mit Beginn der neuen Sitzungsperiode mit der Zuordnung zu den Planungsgemeinschaften befassen kann. 

Aus Sicht der Geschäftsstelle ist die Beibehaltung der 5 Planungsgemeinschaften ausdrücklich zu begrüßen.

3. Änderung des Gesetzes über den Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt 

Das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr hat im Ministerialblatt Nr. 38/2006 vom 18.09.2006 die allgemeine Planungsabsicht der Landesregierung zur Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes des Landes Sachsen-Anhalt bekannt gemacht. Mit der Neuaufstellung des LEP soll das System der zentralen Orte weiterentwickelt werden. Schwerpunktstandorte sollen in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung gestärkt, Achsen der Verkehrinfrastruktur harmonisiert und regionsspezifische Entwicklungspotentiale hervorgehoben werden. 

Entgegen der ursprünglichen Ankündigung des Ministeriums ist der Entwurf des Landesentwicklungsplanes gemäß § 5 Abs. 2 LPLG LSA bis heute nicht in das vorgeschriebene Beteiligungsverfahren gegeben worden. 

4. Gesetzentwurf zur Festlegung von Planungsgrundsätzen 

Der Entwurf des Raumordnungsgrundsätzegesetzes (Anlage) geht auf die Koalitionsvereinbarung zurück, mit der sich die Koalitionspartner darauf verständigt haben, die Planungsgrundsätze gesetzlich festzulegen, weil der Landesentwicklungsplan nur noch als Verordnung der Landesregierung aufgestellt wird.

Inhaltlich hat sich die Geschäftsstelle gegen die vorgesehene Verabschiedung der Grundsätze in einem eigenständigen Gesetz gewandt, weil die Grundsätze systematisch in das Landesplanungsgesetz gehören. 

Darüber hinaus haben wir eine klare Abgrenzung der Planungsgrundsätze für die kreisfreien Städte und die Ordnungsräume Halle und Magdeburg gegenüber dem ländlichen Raum gefordert. Nach der Begründung des Gesetzentwurfes sollen die Zentren der Ordnungsräume in die Lage versetzt werden, ihre Rolle als Motor der künftigen Landesentwicklung ausfüllen zu können. Da dem ländlichen Raum ein eigenständiges Entwicklungsrecht zusteht, haben wir vorgeschlagen, für die Oberzentren und den ländlichen Raum eigenständige und gleichberechtigte Grundsätze zu formulieren. Weitere Einzelheiten bitten wir der ebenfalls beigefügten Stellungnahme zu entnehmen.

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 7
Fortsetzung der Funktionalreform 
Beratungsgrundlage:

- 

Bisherige Beratung:

	Präsidium
	134. Sitzung
	06.03.2007
	TOP 4

	Präsidium
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 4

	Landräte-Seminar
	47. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 2


Weitere Beratung:
	Landkreisversammlung
	20. Sitzung
	06.09.2007
	


Sachverhalt:
Mit der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007 wird die Leistungsfähigkeit der Landkreise gestärkt und langfristig gesichert. Damit sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, weiterhin wahrzunehmende nicht privatisierbare staatliche Aufgaben als staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung auf die Landkreise zu übertragen, sofern eine Übertragung wirtschaftlicher und zweckmäßiger ist. Soweit die Aufgaben dazu geeignet sind, sind sie den Landkreisen zur Erfüllung im eigenen Wirkungskreis zu übertragen.

Die kreisliche Neugliederung muss zu einer nachhaltigen Reform der Aufgabenzuordnung zwischen dem Landesverwaltungsamt, staatlichen Fachbehörden und den Landkreisen im Land Sachsen-Anhalt genutzt werden. Ziel muss es sein, möglichst alle Genehmigungs- und sonstigen Entscheidungszuständigkeiten auf Kreisebene zu bündeln, damit zeitaufwendige Abstimmungsverfahren mit anderen Behörden weitestgehend entfallen. 

Bereits die 18. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 13./14. Oktober 2005 in Oschersleben hat daher gefordert: 

„Größere Landkreise – mehr Verantwortung!“

Dieser Forderung haben sich die Koalitionspartner in der 5. Legislaturperiode angeschlossen, in dem sie in ihrer Koalitionsvereinbarung festgestellt haben: 

„Für die Koalitionspartner ist die erfolgreiche Durchführung einer Funktionalreform in der nächsten Legislaturperiode eine der wichtigsten anstehenden Herausforderungen. Nach Ansicht der Koalitionspartner soll eine substantielle Aufgabenverlagerung vom Landesverwaltungsamt und den staatlichen Fachbehörden zu den kreisfreien Städten und Landkreisen stattfinden, die die Bündelungsfunktion stärkt. Hinzu kommt eine interkommunale Funktionalreform. Bei allen Aufgabenübertragungen bekennen sich die Koalitionspartner zur strikten Einhaltung des Konnexitätsprinzips (Art. 87 Abs. 3 LV SA). Das Verwaltungsmodernisierungsgrundsätzegesetz gilt fort. 

Nach Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007 erfolgt im Rahmen der Funktionalreform eine Aufgabenübertragung auf die Landkreise und Gemeinden.“
Die vom Herrn Ministerpräsidenten im Sommer 2003 eingesetzte Arbeitsgruppe Funktionalreform unter Federführung der Staatskanzlei bereitet derzeit ein Zweites Funktionalreformgesetz vor, das zum 01. Januar 2009 in Kraft treten soll. Die wesentlichen Aufgabenbereiche, die hierbei betrachtet werden, sind

· Agrarstrukturverwaltung mit Flurbereinigung, ländlichem Wegebau und Entwicklung des ländlichen Raumes

· überörtliche Sozialhilfe

· Schulaufsicht mit schulpsychologischem Dienst

· Arbeitsschutz (Gewerbeaufsicht)

· Umweltrecht (in Fortsetzung des Ersten Funktionalreformgesetzes). 

Voraussichtlich wird der Leiter der Arbeitsgruppe Funktionalreform, Herr Abteilungsleiter Fieber, an der Sitzung teilnehmen, um mit den neu gewählten Landräten über das weitere Verfahren zu diskutieren und für nachhaltige Unterstützung der sich andeutenden Ergebnisse der Arbeitsgruppe Funktionalreform zu werben. 

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 8
Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes
Beratungsgrundlage:

Rundschreiben-Nr. 266/2007 vom 19. Juni 2007 
Landräte-Schreiben Nr. 024/2007 vom 26. Juni 2007

Rundschreiben-Nr. 292/2007 vom 03. Juli 2007 
Bisherige Beratung:

	Präsidium
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 3

	Fachausschuss „Finanzen“
	28. Sitzung
	19.06.2007
	TOP 3

	Präsidium
	136. Sitzung
	03.07.2007
	TOP 8 


Weitere Beratung:
	Präsidium 
	137. Sitzung
	06.09.2007
	

	Fachausschuss „Finanzen“ 
	29. Sitzung
	06.11.2007
	


Sachverhalt:
Das Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt (MI) hat uns den am        26. Juni 2007 vom Kabinett beschlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) und anderer Gesetze mit der Gelegenheit zur Stellungnahme übersandt.

Der Gesetzentwurf sieht insbesondere folgende Änderungen im FAG vor: 

· Erhöhung des Anteils der drei kreisfreien Städte an den allgemeinen Zuweisungen von derzeit 27 auf 28 v. H. (+ 12,5 Mio. Euro) verbunden mit einer Absenkung des Anteils der kreisangehörigen Gemeinden an den allgemeinen Zuweisungen von 43,02323 auf 42,02323 v. H. (- 12,5 Mio. Euro),

· Erhöhung des Zuschlages bei der Einwohnergewichtung bei den Grund- und Mittelzentren um jeweils 2 Prozentpunkte (Umschichtung von ca. 3,1 Mio. Euro zugunsten der zentralen Orte), 

· Einführung fester Rechengrößen (fiktive Hebesätze) bei der Berechnung der Steuerkraftzahlen der Gemeinden,

· Einführung des Nettoprinzips bei der Steuerkraftberechnung für das Gewerbesteueraufkommen und spiegelbildlich für die Berechnung der Kreisumlage,

· Erhöhung des Vervielfältigers bei der Berechnung der Umlagekraftmesszahl der Landkreise von 30 auf 40 v. H., 

· Neueinführung einer Vorschrift, nach der die freiwillige Bildung von Einheits- bzw. Verbandsgemeinden finanziell unterstützt werden kann (2008 und 2009 jeweils       20 Mio. Euro),

· Überführung der bisherigen Förderung der Suchtberatungsstellen im Land Sachsen-Anhalt in das FAG als Sonderzuweisung außerhalb der Finanzausgleichsmasse (1,496 Mio. Euro). 

Darüber hinaus beinhaltet der Gesetzentwurf redaktionelle Änderungen und Klarstellungen bezüglich der vorläufigen Festsetzung der Kreisumlage, der Verzinsung sowie der Zahlungstermine. 

Anhand der vom Statistischen Landesamt errechneten Auswirkungen auf die drei kommunalen Gruppen führen die vorgesehenen Änderungen bezogen auf die Gruppe der Landkreise insgesamt zu keinen Veränderungen (Anlage). Zwischen den Landkreisen kommt es jedoch gleichwohl zu Verschiebungen hinsichtlich der Höhe der zu erwartenden allgemeinen Zuweisungen und somit auch der Zuweisungen zum angemessenen Ausgleich der Sozialhilfelasten (§ 4 Nr. 1 FAG). Darüber hinaus haben die geplanten Änderungen erhebliche Auswirkungen auf die Höhe der Kreisumlagegrundlagen 2010 (2008), die zulasten der Landkreise gehen und in der beigefügten Übersicht keine Berücksichtigung finden. 
Eine weitere Änderung des FAG sieht der am 03. Juli 2007 vom Kabinett beschlossene Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2008/2009 vor, der uns inzwischen    ebenfalls zur Stellungnahme übersandt wurde. Danach soll die mit Wirkung vom    01. Januar 2004 (Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vom 17. Dezember 2003, GVBl. LSA S. 357) neu gebildete FAG-Teilmasse zur Kostenerstattung für Aufgaben nach dem Aufnahmegesetz (§ 4 Nr. 5 FAG, 35 Mio. Euro) aufgehoben und wieder in das Aufnahmegesetz (rück-)überführt werden. Die nunmehr vorgesehene Kostenerstattungsregelung sieht die Gewährung von halbjährlichen Pauschalbeträgen für die tatsächlich aufgenommenen Personen vor und knüpft damit im Wesentlichen an das bis Ende 2003 bestehende Abrechnungssystem an. Für das Haushaltsjahr 2008 geht das Land von einem voraussichtlichen Ausgabebedarf von ca. 25 Mio. Euro aus, was gegenüber der geltenden Regelung (Festbetrag i. H. v.   35 Mio. Euro) einer Verringerung um 10 Mio. Euro entspricht.
Weitergehende, aus unserer Sicht notwendige strukturelle Änderungen im FAG, wie zum Beispiel eine vollständige Berücksichtigung der Steuerkraft und der allgemeinen Zuweisungen bei der Bemessung der Kreisumlage oder Entlastungen durch Aufgabenabbau, Standardsenkungen sowie neue Einnahmemöglichkeiten für die Kommunen, sind seitens der Landesregierung derzeit nicht vorgesehen. Die den Landkreisen im Zusammenhang mit der Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007 entstehenden Kosten finden ebenfalls keine Berücksichtigung, was angesichts der beabsichtigten finanziellen Unterstützung der gemeindlichen Ebene nicht nachvollziehbar ist. 

Die Geschäftsstelle wird in den nächsten Tagen den Entwurf einer Stellungnahme zu den beabsichtigten FAG-Änderungen vorbereiten, um auf dieser Grundlage am 19./20. Juli 2007 die Positionierung des Landkreistages abstimmen zu können. 

48. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 19./20. Juli 2007 in Bülstringen, Landkreis Börde
TOP 9
Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem SGB II; 

Änderung des Verteilungsschlüssels nach § 1 der Verordnung  über die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 019/2007 vom 11. Juni 2007
Bisherige Beratung:

	Fachausschuss „Finanzen“
	26. Sitzung
	21.11.2006
	TOP 4

	Präsidium
	133. Sitzung
	12.12.2006
	TOP 8 

	Fachausschuss „Finanzen“
	27. Sitzung
	27.02.2007
	TOP 3

	Präsidium
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 9

	Landräte-Seminar
	47. Sitzung
	31.05./01.06.2007
	TOP 1

	Fachausschuss „Soziales“
	27. Sitzung
	12.06.2007
	TOP 7

	Fachausschuss „Finanzen“ 
	28. Sitzung
	19.06.2007
	TOP 3


Weitere Beratung:
	Präsidium
	138. Sitzung
	06.09.2007
	


Sachverhalt:
Im 47. Landräte-Seminar haben wir zu den Auswirkungen der „Hartz IV“-Reform auf die einzelnen Landkreise und kreisfreien Städte berichtet. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Verteilungswirkungen wurde die Notwendigkeit einer Neujustierung des landesrechtlich geregelten Verteilungssystems offenkundig. Zugleich wurde das verbandspolitische Ziel einer möglichst gleichmäßigen Entlastung aller Kommunen bekräftigt. Mindestens dürfe bei einer landesweiten Entlastung kein kommunaler Aufgabenträger belastet bleiben. 
Von mehreren Sitzungsteilnehmern wurden jedoch auch die Grundlagen der von der Geschäftsstelle vorgestellten Übersicht des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit (MWA) in Frage gestellt. Die Kritik richtet sich insbesondere gegen die Darstellung der Sozialhilfeentlastungen, die auf die amtliche Sozialhilfestatistik 2004 zurückgeht. 

In Beantwortung unseres o. g. Landräte-Schreibens haben mehrere Landkreise darauf hingewiesen, dass in den Sozialhilfeausgaben 2004 Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen (Hilfe zur Arbeit, Jump Plus etc.) enthalten sind, denen zugleich Einnahmen aus Fördermitteln des Bundes und des Landes gegenüberstanden, die jedoch in der Darstellung der Sozialhilfestatistik für das Land Sachsen-Anhalt keine Berücksichtigung gefunden haben. Nach Aussage des Statistischen Landesamtes sind die „Alt“-Landkreise Mansfelder Land, Sangerhausen, Wittenberg sowie der Landkreis Stendal betroffen. Ebenfalls haben der Landkreis Altmarkkreis Salzwedel und die „Alt“-Landkreise Bernburg und Burgenlandkreis auf teilweise erhebliche Unstimmigkeiten der statistischen Verteilungsgrundlagen hingewiesen. 

Die mit dem Wirtschaftsministerium in dieser Sache geführten Gespräche haben bisher zu keinem Ergebnis geführt. Vermutlich will das Land aus politischen Gründen vermeiden, insbesondere die erheblichen rechnerischen Entlastungen der Städte Halle und Magdeburg zum Ausgleich der bei einer Reihe von Landkreisen auflaufenden Fehlbeträge abzuschöpfen. 
Wegen der offenkundigen Fehlerhaftigkeit der zur Berechnung der KdU-Auswirkungen verwandten Daten haben wir mit Schreiben vom 06. Juli 2007 das MWA um Überprüfung der statistischen Grundlagen gebeten. 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass der „Alt“-Landkreis Wernigerode noch Ende Juni 2007 einen Normenkontrollantrag gemäß § 47 VwGO gegen die Verordnung über die Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende beim OVG Sachsen-Anhalt eingereicht hat.
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